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Mittlerer Verwaltungsdienst (Fachlehrgang V)

Verwaltungsrecht
Grundsätze des Verwaltungshandelns

I. Gesetzmäßigkeit der Verwaltung

	Art. 20 Abs. 3 GG, 3, 55 Nr. 1 BV

	Bindung der vollziehenden Gewalt an Recht und Gesetz

	Vorrang

Vorbehalt

des Gesetzes
Negative Gesetzmäßigkeit
Positive Gesetzmäßigkeit


	Verwaltungshandeln darf nicht im

Widerspruch zu Recht und Gesetz stehen.
	Verwaltungshandeln bedarf

einer rechtlichen Grundlage.

	Die Nichtbeachtung von Recht und Gesetz hat die Rechtswidrigkeit

des Verwaltungshandelns zur Folge.
	Eingriffsverwaltung: Befugnis

durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes

(vgl. Art. 7 LStVG).


II. Pflichtgemäßes Ermessen (vgl. Art. 5 PAG)

1. Überblick

	„Muss“-Vorschriften
	„Soll“-Vorschriften
	„Kann“-Vorschriften

	Die gebundene Verwaltung ist gezwungen, an einen bestimmten Sachverhalt (Tatbestand) die gesetzlich vorgesehenen Rechtsfolgen zu knüpfen.
	Der Behörde ist zwar ein bestimmtes Regelverhalten vorgeschrieben, in

(besonders gelagerten)

Ausnahmefällen kann sie aber hiervon absehen.
	Die Verwaltung kann nach ihrem pflichtgemäßen

Ermessen festlegen, welche Rechtsfolge an einen

bestimmten Sachverhalt (Tatbestand) zu knüpfen ist.

	z.B. § 15 Abs. 2 GastG, § 20 Abs. 2 Satz 2 BImSchG
	z.B. § 20 Abs. 2

Satz 1 BImSchG
	z.B. § 15 Abs. 3 GastG;

Art. 81, 82 Satz 1 BayBO


2. Ermessensausübung bzw. -fehler, Art. 40 BayVwVfG (vgl. § 114 VwGO)

	Ermessens-

	Nichtgebrauch

(Unterschreitung)
	Überschreitung
	Fehlgebrauch

(Missbrauch)

	Unterlassen einer

Ermessensabwägung

(„zu wenig“)
	Nicht-Einhaltung der

gesetzlichen Grenzen des Ermessens („zu viel“)
	Ermessensausübung

entgegen dem Zweck der Ermächtigung („falsch“)


III. Verhältnismäßigkeit

	Vernünftige Relation zwischen angestrebtem Ziel und eingesetztem Mittel
(vgl. Art. 8 LStVG, 4 PAG):

	Eignung


	Erforderlichkeit
	Angemessenheit

	Beispiel: Zur Unterbindung eines durch einen Chemiebetrieb ausgelösten Umweltschadens großen Ausmaßes wird die Übersendung eines Merkblattes mit Emissionsgrenzwerten an den

Betreiber ungeeignet sein.
	Beispiel: Die

Beseitigungsanordnung für ein schadhaftes Haus ist

mangels Erforderlichkeit rechtswidrig, wenn die Gefahr durch die Anordnung einer Instandsetzungsmaßnahme beseitigt werden könnte.
	Beispiel: Die Polizei darf nicht von der Schusswaffe Gebrauch machen, um eine kleine Ordnungswidrigkeit zu verhindern, auch wenn dies das

einzige geeignete

Mittel wäre.


IV. Willkürverbot (Gleichheitssatz; Art. 3 GG, 118 BV)

	Rechtsanwendungsgleichheit
	Selbstbindung der Verw.
	Sachgerechtigkeit

	Wesentlich gleiche

Sachverhalte dürfen

(ohne sachlichen

Differenzierungsgrund) nicht ungleich behandelt werden.
	Gleichbehandlung in der Zeit: Bindung der Ermessensausübung an bisherige Entscheidungsmuster (gleichmäßige

Verwaltungspraxis)
	Die Verwaltung

ist verpflichtet,

· sachbezogen

· objektiv und

· gerecht
zu entscheiden.

	Wesentlich ungleiche

Sachverhalte dürfen nicht

gleich behandelt werden.
	Keine Gleichheit im Unrecht;

Lösung mit durchgängiger Durchführung eines anderen

Entscheidungskonzepts
	Selbst unabsichtliche Fehlentscheidungen der Verwaltung verstoßen gegen das Willkürverbot.
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